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Der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesministerium für Wirtschaft und Energie hat

sich in mehreren Sitzungen, zuletzt am 25. Juni 2015, mit dem Thema

Regionale Wirtschaftsförderung

befasst und ist dabei zu der nachfolgenden Stellungnahme gelangt:

I. Anlass des Gutachtens
Regionale Wirtschaftsförderung dient dem Ziel, in Regionen mit geringer Wirtschafts-

kraft und hoher Arbeitslosigkeit eine positive Wirtschaftsentwicklung anzustoßen.

Dabei soll die regionale Wirtschaftsförderung nachhaltig wirken, so dass die positive

Entwicklung sich selbst trägt und somit eine öffentliche Förderung nur temporär er-

forderlich macht.

In der Bundesrepublik Deutschland war regionale Wirtschaftsförderung ursprünglich

in der alleinigen Verantwortung der Länder. Erst mit den Grundgesetzänderungen

des Jahres 1969 wurde dem Bund die Kompetenz zugestanden, bei der Erfüllung

einiger originärer Aufgaben der Länder mitzuwirken, so bei der „Verbesserung der

regionalen Wirtschaftsstruktur“, die zur Gemeinschaftsaufgabe Regionale Wirt-

schaftsförderung (GRW) von Bund und Ländern erklärt wurde (Artikel 91a Grundge-

setz). Die GRW wird von Bund und Ländern zu gleichen Teilen finanziert und deren

Förderkonditionen werden gemeinsam festgelegt. Finanziert werden vor allem Inves-

titionszuschüsse für Unternehmen, die sich in einer geförderten Region ansiedeln

oder dort Erhaltungs- oder Erweiterungsinvestitionen in größerem Umfang durch-

führen und dabei Arbeitsplätze erhalten sowie neue schaffen. Das zweite wichtige

Förderinstrument sind Zuschüsse an Kommunen für Investitionen in die wirtschafts-

nahe Infrastruktur.

Nach der deutschen Wiedervereinigung hat es zur Bewältigung des wirtschaftlichen

Transformationsprozesses in Ostdeutschland Erweiterungen in der regionalen Wirt-

schaftsförderung gegeben, die über eine bloße Vergrößerung des Fördervolumens

der Regionalpolitik hinausgingen. Die Gewährung einer zusätzlichen Investitionszu-

lage (bis Ende 2013) zur Anschaffung und Herstellung von Anlagevermögen in den

neuen Bundesländern und Berlin ist noch nicht als konzeptionelle Neuerung einzu-

ordnen. Doch das gilt nicht mehr für den Solidarpakt I und II. Bis 2019 werden darin

den ostdeutschen Bundesländern im Rahmen des Länderfinanzausgleichs hohe
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Ergänzungszuweisungen des Bundes für den Aufbau Ost zugewiesen. Nur teilweise

sind diese Transfers Ausdruck dessen, was die Aufgabe des Finanzausgleichs in

einem föderalen Staat ist: Angleichung der Finanzkraft der Gliedstaaten bei der

Finanzierung ihrer normalen öffentlichen Aufgaben. Darüber hinaus sollen die Zuwei-

sungen den neuen Bundesländern helfen, die wirtschaftliche Transformation voran-

zutreiben und früher oder später den Anschluss an die alten Bundesländer zu gewin-

nen. Insoweit verschränken sich hier in einem Maße, wie das bis dahin nicht der Fall

gewesen war, klassische Regionalpolitik und klassischer Finanzausgleich.

Dieses Lösungsmodell wird nun in wenigen Jahren mit dem Ende des Solidarpakts II

auslaufen. Der Finanzausgleich soll wieder ein Ausgleich der Einnahmen zwischen

den Bundesländern werden, und auch in der regionalen Wirtschaftsförderung soll die

Förderung a priori nicht mehr zwischen ostdeutschen und westdeutschen Bundes-

ländern unterscheiden. Dazu bedarf es nicht nur neuer Regeln für den Finanzaus-

gleich – die bereits verhandelt werden –, sondern auch eines überdachten Konzep-

tes für die regionale Wirtschaftsförderung (siehe auch Bundesministerium für Wirt-

schaft und Energie, 2014).

Für ein solches Überdenken gibt es einen weiteren Grund: Mehr und mehr ist in der

Europäischen Union regionale Wirtschaftsförderung – schon allein vom Volumen der

Fördermittel her – europäische Regionalpolitik geworden und dies vor allem auf der

Basis des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) und des Europäi-

schen Sozialfonds (ESF). Für den Zeitraum 2014-2020 sind insgesamt rund 350 Mrd.

Euro an Fördergeldern für EU-Mitgliedsstaaten budgetiert, was die europäische

Regionalpolitik nach der Gemeinsamen Agrarpolitik zum zweitgrößten Budgetposten

der Europäischen Union macht. In der aktuellen Förderperiode wurde die europäi-

sche Regionalpolitik inhaltlich stärker auf Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit in

den strukturschwachen Regionen ausgerichtet. Dies hat Konsequenzen für die deut-

sche Regionalpolitik, da viele Förderprojekte von europäischen Struktur- und Investi-

tionsfonds kofinanziert sind.

Im Zentrum des Gutachtens steht die Frage, wie nach dem Auslaufen des Solidar-

paktes und innerhalb der gegebenen europäischen Rahmen- und Förderbedingun-

gen regionale Wirtschaftsförderung durch die GRW verbessert werden kann. Eine

Bewertung der gewaltigen Herausforderungen und wirtschaftspolitischen Maßnah-

men im Zuge des Transformationsprozesses in den ostdeutschen Bundesländern ist
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dagegen nicht Bestandteil des Gutachtens.1. Der Beirat schlägt dazu folgende Maß-

nahmen vor:

• die GRW-Förderung vermehrt für die Verbesserung der lokalen Infrastruktur

einzusetzen;

• die Zuständigkeit für etwaige verbliebene Infrastrukturlücken und die Schaf-

fung neuer Arbeitsplätze in den neuen Ländern der GRW zu übertragen, an-

statt diese im neuen Länderfinanzausgleich zu verankern;

• die Datenerhebung und Evaluierungsmethoden der GRW-Fördermaßnahmen

auszubauen, um die Praxis der regionalen Wirtschaftsförderung laufend zu

verbessern;

• bei der Berechnung des Regionalindikators, der die Grundlage für die Auswahl

der Fördergebiete bildet, dem Einkommen einer Region ein größeres Gewicht

als bisher beizumessen.

II. Ziele und Grenzen regionaler Wirtschaftsförderung

2.1. Der ordnungspolitische Rahmen regionaler Wirtschaftsförderung

Ökonomische Strukturen unterliegen einem fortlaufenden Wandel. Dies gilt für regio-

nale ebenso wie für sektorale und Betriebsgrößenstrukturen. Die ständige Um-

schichtung – in der Fachsprache die Reallokation der Produktionsfaktoren – ist un-

abdingbar in einer Marktwirtschaft, um die wirtschaftliche Produktivität und damit

auch den Wohlstand der Bevölkerung steigern zu können. Strukturwandel ist also

volkswirtschaftlich erwünscht und geboten. Regionale Wirtschaftsförderung soll da-

her nicht darauf gerichtet sein, bestehende Strukturen entgegen dem Markttrend zu

erhalten (Strukturerhaltungspolitik).

In den 1960er Jahren wurde als strukturpolitisches Leitbild in der Bundesrepublik

Deutschland definiert, den volkswirtschaftlich nötigen regionalen Strukturwandel zu

unterstützen und allenfalls in seiner Anpassungsgeschwindigkeit zu beeinflussen

(Strukturanpassungspolitik). Dies kann sowohl in Richtung einer Beschleunigung des

Strukturwandels gehen (z.B. die regionalpolitisch orientierte Förderung des Baus von

Raffinerien und Erdölleitungen in den 1960er Jahren als Konkurrenz zur heimischen

Kohle oder der Ausbau der Bildungsinfrastruktur in den 1960er und 1970er Jahren)

1
Ebenso wenig beschäftigt sich das Gutachten mit den politökonomischen Prozessen, die zu einer Verzerrung

der regionalpolitischen Förderung und Verschwendung von Steuermitteln führen können.
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als auch in Richtung einer Verlangsamung des Strukturwandels zur Vermeidung so-

zialer Spannungen (z.B. Kohleverstromung, Kohlepfennig, Zonenrandförderung in

der alten Bundesrepublik). In engen, in der Praxis jedoch oft sehr weit ausgelegten

Grenzen kann staatliche Politik nicht umhin, regionale Strukturen etwa im Bereich

von Industrien mit Netzwerk-Externalitäten (Verkehrswegebau, Energie, leitungsge-

bundene Telekommunikation) selbst zu schaffen, mit lang anhaltenden, zukünftigem

Strukturwandel oftmals zuwiderlaufenden Wirkungen (Strukturgestaltungspolitik).

2.2. Zielkonflikte regionaler Wirtschaftsförderung

Strukturpolitik steht mit den in einer Marktwirtschaft erforderlichen Anpassungspro-

zessen durch Strukturwandel tendenziell in Konflikt. Ordnungspolitisch bedenklich ist

eine Strukturerhaltungspolitik. In der Praxis der Bundesrepublik Deutschland sind

regionalpolitisch bedeutsame strukturerhaltende Maßnahmen (z.B. Zonenrandförde-

rung, Kohle und Stahl, Schiffbau) in der Vergangenheit oftmals mit Gesichtspunkten

der nationalen Versorgungssicherheit begründet worden. Ordnungspolitische Beden-

ken bestehen ebenso gegenüber strukturgestaltenden Maßnahmen, die früher oft mit

intraeuropäischer Versorgungssicherheit begründet worden sind (z.B. Luft- und

Raumfahrtindustrie, nuklearer Brennstoffkreislauf) und die sich, einmal eingeführt,

von Strukturerhaltungsmaßnahmen kaum unterscheiden. Strukturanpassungspolitik

ist ordnungspolitisch traditionell nachsichtiger beurteilt worden, obwohl auch hier

Zielkonflikte auftreten können. So kann einerseits die verbesserte Verkehrsanbin-

dung einer abgelegenen Region durch Förderung der Infrastruktur zu einem erhöh-

ten Pendleranteil der Bevölkerung und damit verbundenen wünschenswerten regio-

nalen Einkommenszuwächsen führen. Dem kann allerdings eine Verödung wohnort-

naher Unterzentren entgegenstehen, wenn diese Pendler in beträchtlichem Ausmaß

etwa Dienstleistungen des Einzelhandels an ihren Arbeitsorten außerhalb der Region

und nicht mehr am Wohnort in Anspruch nehmen. Dem positiven Einkommenseffekt

regionaler Wirtschaftsförderung stehen also womöglich negative Verlagerungs- oder

Substitutionseffekte entgegen, die im Extremfall zu einem Niedergang der Region

beitragen können und damit die Wirkung der regionalpolitischen Maßnahmen zu-

nichte machen.

Es könnte naheliegen, als Ziel einer regionalen Wirtschaftsförderung die Schaffung

von Arbeitsplätzen oder die Realisierung bestimmter Investitionsvolumen vorzuge-

ben. In vielen Fällen mag regionale Wirtschaftsförderung tatsächlich zu einer gleich-
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zeitigen Erhöhung der Beschäftigung und der Investitionen in der Region führen.

Beide Ziele können aber auch im Konflikt zueinander stehen. Eine Ansiedlung kapi-

talintensiver Industrien kann mit einer negativen örtlichen Arbeitsmarktentwicklung

einhergehen; umgekehrt wird die Spezialisierung einer Region auf arbeitsintensive

Sektoren – etwa im Fremdenverkehr – oft als strukturelle Investitionsschwäche er-

scheinen. Wohnvororte außerhalb von Großstädten weisen oft eine nur geringe Ar-

beitsplatz- und Gewerbedichte auf, können aber dennoch nicht als strukturschwach

angesehen werden. An der örtlichen Produktionsleistung allein kann die Struktur-

schwäche einer Region daher nicht gemessen werden.

Von den beschriebenen Verzerrungen weitgehend unberührt ist das einkommenspo-

litische Ziel einer regionalen Wirtschaftsförderung. Eine Region ist selbst bei niedri-

ger Arbeitsplatz- und Gewerbedichte dann nicht als strukturschwach zu bezeichnen,

wenn Markteinkommen und Steuerkraft pro Kopf als befriedigend erachtet werden.

Pendlerregionen sind hierfür typisch, ebenso Fremdenverkehrslagen mit einem oft

überdurchschnittlichen Anteil an Pensionären. Man mag die Abhängigkeit dieser Re-

gionen von nur einem Wirtschaftsfaktor beklagen; Monostrukturen und die hiermit

verbundenen Standortrisiken kommen aber auch anderswo vor. Sie sind oft Aus-

druck von Spezialisierungs- und Agglomerationskräften. Für die Einstufung einer Re-

gion als strukturschwach sollte der wichtigste Indikator das Einkommensniveau im

Vergleich zu anderen Regionen ähnlicher Bevölkerungsdichte sein. Sind die örtlichen

Pro-Kopf-Einkommensverhältnisse und Steuererträge befriedigend, wird ein beson-

derer regionalpolitischer Handlungsbedarf im Allgemeinen nicht vorliegen.

Dem steht nicht entgegen, dass etwa in westdeutschen Ballungszentren mit ehemals

hoher Dichte der Schwerindustrie eine teils hohe Strukturarbeitslosigkeit besteht,

ohne dass Einkommen und Steuerkraft erheblich unter dem gesamtdeutschen

Durchschnitt liegen. Meist handelt es sich hierbei um die bis heute nicht ausgeheilten

Folgen des sektoralen Transformationsprozesses weg vom Bergbau und der

Schwerindustrie, nicht unähnlich der Systemtransformation in den neuen Bundeslän-

dern nach 1990. In diesen Sonderfällen verbindet sich hartnäckige Sockelarbeitslo-

sigkeit bei älteren Arbeitnehmern mit der Abwanderung jüngerer Fachkräfte und teils

sogar mit einem Mangel an diesen. Wie die westdeutschen Beispiele nahelegen,

stößt Strukturpolitik in solchen Krisenregionen an ihre Grenzen und es rächen sich

strukturerhaltende Maßnahmen in langer Frist. Förderungsmaßnahmen in solchen
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Regionen werden im Allgemeinen auf deren sektorale Sonderprobleme zugeschnit-

ten sein müssen.

2.3. Standortkonkurrenz und regionale Wirtschaftsförderung

In der Praxis lässt sich regionale Wirtschaftsförderung oft von der Hoffnung leiten,

durch finanzielle Förderung eine bessere Nutzung der örtlichen Produktionsfaktoren

zu erreichen oder dauerhaft zusätzliches Produktionspotential vor Ort anzusiedeln

und dadurch lokale Wachstumsimpulse zu erzeugen. Standortkonkurrenz etwa um

die Ansiedlung von Gewerben und Industrien oder die Anlage von Wohngebieten

bringt solche Effekte vielfach hervor. Aus gesamtwirtschaftlicher Sicht sind solche

Konkurrenzsituationen zwischen Gebietskörperschaften unter den gegebenen steu-

erlichen und institutionellen Rahmenbedingungen allerdings ein Nullsummenspiel

und sollten nicht subventioniert werden – gesamtwirtschaftlich macht die Entschei-

dung eines Unternehmens für den einen oder anderen Produktionsstandort in einem

Land kaum einen Unterschied.

Sind Subventionen ein wichtiges Instrument zur Schaffung von Standortanreizen, so

besteht für die Politiker auf lokaler und regionaler Ebene der Anreiz, in eine Konkur-

renz um nationale und europäische Fördermittel einzutreten und im politischen Pro-

zess deren Erhöhung voranzutreiben. Dieser Fehlanreiz eines regionalpolitisch moti-

vierten Subventionswettlaufs zu Lasten nationaler und europäischer Budgets könnte

vermieden werden, wenn die Gebietskörperschaften ihren Standortwettbewerb über

die regionale Gestaltung von Steuersätzen ausüben können.2 Will man einem

ansiedlungswilligen Investor oder einem Neubürger den Zuzug schmackhaft machen,

so wirkt sich das über die Absenkung örtlicher Steuersätze auch auf Dritte aus. Der

Wettbewerb um den Zuzügler oder Investor ist dann nicht mehr eine Angelegenheit

individueller, ordnungspolitisch bedenklicher Subventionierung, sondern wirkt auf

dem Wege einer attraktiven Steuergestaltung als lokale pekuniäre Externalität auf

Dritte. Im Unterschied zur Standortkonkurrenz um Subventionen kann Steuerwettbe-

werb durch geringere örtliche Steuersätze möglicherweise zu einer Allokationsver-

besserung führen.

2
Das deutsche Finanzverfassungsrecht lässt allerdings bisher einen regionalen Steuerwettbewerb nur in engen

Grenzen zu. So haben zwar die Kommunen ein Steuererfindungsrecht, doch dürfen neue Steuern nicht im
Widerspruch zu bereits bestehenden Bundes- oder Landessteuern stehen. Die rechtlichen Grenzen für die
Länder sind noch enger gesteckt.
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2.4. Wachstumskerne

Um dauerhafte Wachstumseffekte zu erzielen, ist mehr erforderlich als nur das Ge-

winnen der Standortkonkurrenz um Investoren. Ein gesamtwirtschaftlicher Wachs-

tumseffekt durch das Anbinden von prinzipiell mobilen Produktionsfaktoren an eine

bestimmte Region kann nur durch die Schaffung positiver lokaler externer Effekte

entstehen, die eine Agglomerationsbildung (wie z.B. im Silicon Valley) begünstigen,

aber ohne Förderung nicht von privaten Firmen realisiert würden. Diese Externalitä-

ten können im Aufbau einer lokalen Wertschöpfungskette bestehen (etwa durch die

Anlagerung von Zulieferbetrieben an Endmontagewerke der Fahr- und Flugzeugin-

dustrie) oder in der Ansiedlung wissensbasierter Industrien und dem Aufbau ihnen

vorgelagerter Bildungseinrichtungen (Greenstone, Hornbeck and Moretti, 2010). Da-

bei ist nicht entscheidend, ob zwischen diesen Industrien direkte Lieferverflechtun-

gen bestehen, sondern dass sie auf denselben Humankapitalbestand zurückgreifen

und dessen Agglomeration am selben Standort zu positiven Wissensexternalitäten

führt. Soweit solche Wissenscluster die Effizienz der regionalen Humankapitalaus-

stattung verbessern, führt ihr Aufbau nicht lediglich zu einer Verlagerung aus ande-

ren Regionen, sondern hat volkswirtschaftlich wünschenswerte positive Nettoeffekte.

Regionalpolitik mit einem solchen investiven, über Einzeleffekte hinausgehenden

Charakter ist dann vom gesamtwirtschaftlichen Wachstumsziel bestimmt. Ein ent-

sprechendes Konzept schließt allerdings ein, dass bestimmte strukturschwache

Räume mit nur geringem Wachstums- und Agglomerationspotential nicht oder nicht

mehr gefördert werden. Dies könnte für die Region Abwanderung und für eine mehr

oder weniger lange Übergangszeit hohe Arbeitslosigkeit und niedrige Einkommen

bedeuten (Gathmann, Helm und Schönberg, 2015).

2.5. Regionaler Ausgleich

Da die sozialen Härten derartiger Anpassungsprozesse politisch zumeist uner-

wünscht sind, ist oft eine Regionalpolitik betrieben worden, die mit Hilfe langfristiger

Subventionen versuchte, strukturschwachen Regionen eine schrittweise Angleichung

der Einkommenschancen zu ermöglichen. Eine solche Regionalpolitik ist dann vom

Ausgleichsziel bestimmt. Oft steht dahinter die Hoffnung, dass mit Hilfe der Förde-

rung latente Produktionsmöglichkeiten in der Förderregion mobilisiert werden oder

neue Produktionsmöglichkeiten entstehen könnten.
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Ökonomisch lässt sich eine Regionalpolitik, die zu einer Umverteilung von wirtschaft-

lichen Aktivitäten von ökonomisch starken in strukturschwache Regionen führt, je-

doch kaum begründen. Aus gesamtwirtschaftlicher Perspektive ist die Agglomeration

ökonomischer Aktivitäten sogar wünschenswert, sofern unternehmensexterne Ska-

lenerträge zu einer höheren Produktivität in den Firmen einer Region führen, was

über niedrigere Preise für handelbare Güter allen Konsumenten zugutekommt.

Agglomeration maximiert dann die gesamtwirtschaftliche Wohlfahrt, während eine

von Subventionen getriebene Dezentralisierung der Produktion typischerweise zu

Wohlstandsverlusten in der Volkswirtschaft führt. Höhere Produktivität und damit hö-

here Löhne bedeuten indes nicht, dass damit die Arbeitnehmer in den ökonomischen

Zentren automatisch besser gestellt sind, denn sie sehen sich auch höheren Kosten

(etwa durch Immobilienpreise und Pendlerzeiten) gegenüber; schließlich wird ein Teil

des Agglomerationsgewinnes auch über die progressive Einkommensteuer abge-

schöpft. Eine Entballung wirtschaftlicher Produktion sollte daher nicht das Ziel der

regionalen Wirtschaftsförderung sein.

Darüber hinaus findet schon im Rahmen des Finanzausgleichs eine substantielle

Umverteilung öffentlicher Einnahmen (sowohl horizontal zwischen den Bundeslän-

dern wie auch vertikal durch Bundesergänzungszuweisungen) zwischen ökonomisch

stärkeren und schwächeren Regionen statt. Und schließlich existiert bereits eine

Reihe staatlicher Vorkehrungen wie die progressive Einkommensteuer oder sozial-

staatliche Transferleistungen, die regionale Unterschiede ausgleichen; diese Zuwen-

dungen haben jedoch gegenüber regionalen Subventionen den Vorteil, dass sie

direkt an die Anspruchsvoraussetzungen konkreter bedürftiger Personen oder

Haushalte geknüpft sind (Glaeser und Gottlieb, 2008).3

Befürworter eines Ausgleichsziels der regionalen Wirtschaftsförderung berufen sich

häufig auf Artikel 72 Abs. II des Grundgesetzes. Hier ist in der Tat von der „Herstel-

lung gleichwertiger Lebensverhältnisse“ die Rede, jedoch nicht im Sinne eines Ver-

fassungsauftrages, sondern nur im Zusammenhang mit der Verteilung der Gesetz-

gebungskompetenzen zwischen Bund und Ländern. Aus dem Recht des Bundes zur

Gesetzgebung, „wenn und soweit die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse

3
Sind Arbeitskräfte und Kapital geographisch mobil, erhöhen regionale Subventionen langfristig vor allem die

Miet- und Immobilienpreise. Von einer solchen Subvention profitieren dann vor allem Grundbesitzer, nicht
aber Arbeitnehmer und Unternehmen ohne Grundbesitz, da zusätzliche Investitionen und ggf. höhere
Nominallöhne höheren Miet- und Grundstückspreisen gegenüberstehen.
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im Bundesgebiet“ dies erfordert, folgt nicht die Pflicht, unbedingt für gleichwertige

Lebensverhältnisse zu sorgen.4

III. Gegenwärtige Förderpraxis

3.1. Beihilferechtlicher Rahmen der Europäischen Union

Der praktischen Ausgestaltung der Regionalpolitik auf nationaler und subnationaler

Ebene werden durch das EU-Beihilferecht enge Grenzen gesetzt, die einen Subven-

tionswettlauf zwischen den Mitgliedsstaaten verhindern sowie die Höhe der staatli-

chen Beihilfen insgesamt und die damit einhergehenden Wettbewerbsverzerrungen

begrenzen sollen (Art. 107 Absatz 1 Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen

Union (AEUV)).5 Gemäß der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO)

ist die Regionalförderung für strukturschwache Regionen neben der Ausbildungsför-

derung, Restrukturierungshilfen, Daseinsvorsorge und Umweltschutzbeihilfen eine

Beihilfe, die mit dem Gemeinsamen Markt unter bestimmten Bedingungen vereinbar

ist (Art. 107 Abs. 3 AEUV). Regionalbeihilfen für strukturschwache Regionen müssen

dabei investiven Charakter haben, also zu zusätzlichen Investitionen oder wirtschaft-

lichen Aktivitäten in der geförderten Region führen. Außerhalb des von der AGVO

festgelegten Katalogs sind alle weiteren Regionalbeihilfen grundsätzlich anzumelden

(„Notifizierungspflicht“) und im Prinzip von der Kommission zu genehmigen; ausge-

nommen sind lediglich die so genannten „de-minimis-Beihilfen“, die auf maximal

200.000 Euro an den gleichen Begünstigten innerhalb von 3 Jahren begrenzt sind.

Mit der ab 1. Juli 2014 gültigen AGVO sind auch Beihilfen zum Breitbandausbau, zur

Forschung und Entwicklung und für Innovationscluster sowie für lokale Infrastruktur

und regionale Stadtentwicklungsfonds von der Notifizierungspflicht befreit.

4
Ebenso spricht die Entstehungsgeschichte des Art. 72 II GG gegen einen solchen Verfassungsauftrag des

Bundes. Bis 1994 war in Art. 72 II Nr. 3 GG die Rede von der „Wahrung der Einheitlichkeitder
Lebensverhältnisse“. Alle damaligen Alternativen der Nr. 3 wurden vom BVerfG sehr weit ausgelegt, so dass
praktisch jedes Bundesgesetz im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung zugelassen wurde. Die
Neufassung des Abs. 2 mit der Formulierung der „Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse“, die im Zuge
der Verfassungsreform 1994 in Kraft trat, hatte zum Ziel, die Gesetzgebungskompetenzen und Regelungshoheit
der Länder gegenüber den Eingriffsmöglichkeiten des Bundes zu stärken und somit insbesondere einer
Vereinheitlichung entgegenzuwirken (Fiege, 2000, 285 (286); Oeter, 2010, Rn. 105). Damit gewährt der
neugefasste Art. 72 II GG dem Bund gerade keine Kompetenzen, sondern schränkt diese im Gegenteil ein.
5

Generell zulässig sind diskriminierungsfreie Beihilfen sozialer Art an einzelne Verbraucher (Art. 107 Abs. 2a
Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union), Schadensbeseitigung bei Naturkatastrophen oder
sonstigen außergewöhnlichen Ereignissen (Art. 107 Abs. 2b) und Beihilfen im Rahmen der deutschen
Wiedervereinigung (Art. 107 Abs. 2c). Darüber hinaus können Beihilfen zur Förderung der regionalen
Entwicklung, bestimmter Wirtschaftszweige oder der Kultur sowie wichtiger Vorhaben mit gemeinsamem
europäischen Interesse (nach Art. 107 III AEUV) freigestellt werden.
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Das EU-Beihilferecht legt nicht nur fest, welche nationale Förderung erlaubt ist, son-

dern bestimmt auch die Kriterien zur Abgrenzung der Fördergebiete und die jeweili-

gen Förderhöchstsätze, die für alle nationalen und subnationalen Programme in den

Mitgliedsstaaten verbindlich sind. Die Richtlinien legen die A-Fördergebiete mit den

höchsten Fördersätzen (alle NUTS2-Regionen, deren Pro-Kopf-BIP höchstens 75 %

des Durchschnitts der EU-27 beträgt oder die sich in extremer Randlage befinden)6

für alle Mitgliedstaaten ebenso verbindlich fest wie die prädefinierten C-Förderge-

biete (die bisher A-Fördergebiete waren oder aber eine sehr geringe Bevölkerungs-

dichte aufweisen). Darüber hinaus definiert die EU den Einwohnerplafond, d.h. den

maximalen Bevölkerungsanteil, der in zusätzlichen C-Fördergebieten leben kann, als

die Differenz zwischen der von der EU definierten Gesamtbevölkerungsobergrenze

und den Bevölkerungsanteilen in den A- und prädefinierten C-Gebieten.7 Auf der

Basis dieses Einwohnerplafonds und der generellen Leitlinien wählen die nationalen

Förderprogramme dann weitere Fördergebiete aus (siehe 3.2.) und legen sie der

Kommission zur Prüfung vor.

3.2. Förderung durch die GRW

Regionale Wirtschaftsförderung ist in Deutschland in erster Linie Sache der Gemein-

schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW), die zu

gleichen Teilen von Bund und Land finanziert wird. 2014 betrugen die jährlichen För-

dermittel zusammen 1,123 Mrd. Euro. Die GRW legt Voraussetzungen sowie Art und

Intensität der Förderung in einem gemeinsam von Bund und Ländern verabschiede-

ten Koordinierungsrahmen fest, der vier wesentliche Aufgaben erfüllt: erstens setzt

der Koordinierungsrahmen europäische Regelungen, insbesondere die Bestimmun-

gen und Leitlinien zum EU-Beihilferecht, um (siehe 3.1.). Zweitens definiert der Koor-

dinierungsrahmen einheitliche, für alle Bundesländer gleichermaßen geltende För-

derkriterien. Drittens werden im Koordinierungsrahmen die Fördergebiete und För-

derhöchstsätze, die auch für die Programme der Länder und Kommunen gelten, so-

6
NUTS bezeichnet die räumliche Bezugsgröße in der amtlichen Statistik der EU-Mitgliedsländer. Die 39 NUTS2-

Regionen in Deutschland entsprechen entweder einem Regierungsbezirk (so in Baden-Württemberg, Bayern,
Hessen und Nordrhein-Westfalen; in Niedersachsen, Rheinland-Pfalz und Sachsen entsprechen sie den
ehemaligen Regierungsbezirken) oder einem ganzen Bundesland (so in Berlin, Hamburg, Bremen,
Mecklenburg-Vorpommern, Schleswig-Holstein, Sachsen-Anhalt, Saarland und Thüringen). Brandenburg hat
gesonderte NUTS2-Regionen festgelegt (Brandenburg-Nordost und Brandenburg-Südwest). Gebiete mit
extremer Randlage sind z.B. durch Abgelegenheit, Insellage, geringe Größe, schwierige Klimabedingungen oder
wirtschaftliche Abhängigkeit von einigen wenigen Erzeugnissen gekennzeichnet (Artikel 349 AEUV).
7

Weitere Nebenbedingungen legen etwa fest, dass der Einwohnerplafond nicht unter 7,5% der Bevölkerung
fallen soll.
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wie die Verteilung der GRW-Mittel auf die Fördergebiete festgelegt. Schließlich

kommt dem Bund durch die GRW neben der Koordination und Kofinanzierung auch

die Aufgabe des Monitoring und der Evaluierung der Maßnahmen zu.

Die Fördergebiete werden in Deutschland anhand eines regionalen Indikators be-

stimmt, der für die Förderperiode von 2014-2020 aus der durchschnittlichen Arbeits-

losenquote der Jahre 2009-2012 (Gewichtung 0,45), dem Bruttolohn je sozialversi-

cherungspflichtig Beschäftigtem in 2010 (Gewichtung 0,40), einem Infrastrukturindi-

kator für 2012 und der Erwerbstätigenprognose 2011-2018 (Gewichtung mit je 0,075)

gebildet wird. Nach Standardisierung werden die Einzelindikatoren mit ihren jeweili-

gen Gewichten zu einem Gesamtindikator verknüpft (Schwengler und Bennewitz,

2013). Die Zusammenführung der Einzelindikatoren geschieht dabei so, dass

Schwächen in einem Indikator (etwa der Arbeitslosenquote) kaum durch Stärken in

einem anderen Indikator (etwa dem Bruttolohn) ausgeglichen werden können. Diese

Gewichtung widerspricht jedoch dem im 2. Kapitel aufgezeigten Zielkonflikt, dass

manche Regionen wirtschaftliche Schwächen in einer Dimension durch wirtschaftli-

che Stärken in einer anderen Dimension ausgleichen können.8 Um dieser Proble-

matik zu begegnen, werden Arbeitsmarktregionen, die anhand des Gesamtindikators

als strukturschwächste Regionen erscheinen, als zusätzliche C-Fördergebiete

ausgewiesen, solange die kumulative Einwohnerzahl in allen Fördergebieten

unterhalb des von der EU festgelegten Einwohnerplafonds liegt. Auf der Basis der

Förderregeln für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) und der de-minimis-

Regelung sind gegenwärtig auch noch D-Fördergebiete definiert, in denen

Investitionen in KMU mit Beihilfen von 10 bis 20% gefördert werden. In diesen

Gebieten können Großunternehmen nur im Rahmen der de-minimis-Regel gefördert

werden können.

Das wichtigste GRW-Förderinstrument (79% der Fördermittel in 2014) sind nicht-

rückzahlbare Zuschüsse zu den Investitions- oder Lohnkosten sowie Zinsverbilligun-

gen für die gewerbliche Wirtschaft mit einer (existierenden oder geplanten) Betriebs-

stätte in den ausgewiesenen GRW-Fördergebieten. Unterstützt werden mit der För-

derung Errichtungs- und Erweiterungsinvestitionen, die Umstellung und grundle-

8
Die in der GRW definierten Arbeitsmarktregionen beziehen zwar explizit Pendlerströme (mit einer Pendlerzeit

von bis zu 45 Minuten) in die Abgrenzung mit ein. Die gegenwärtig 258 Arbeitsmarktregionen in Deutschland
sind jedoch so kleinteilig, dass erhebliche Pendlerbewegungen auch zwischen den Arbeitsmarktregionen der
GRW bestehen (Eckey, Schwengler und Türck, 2007).
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gende Rationalisierung von Unternehmen oder der Erwerb einer stillgelegten oder

von Stilllegung bedrohten Betriebsstätte sowie Betriebserweiterungen. Nicht geför-

dert werden jedoch Ersatzinvestitionen, Investitionen in Transportfahrzeuge sowie

Anschaffungskosten für gebrauchte Wirtschaftsgüter (ausgenommen bei der Über-

nahme eines stillgelegten oder von der Stilllegung betroffenen Betriebes). Gefördert

werden nur Investitionen, die vom Betrieb eine besondere Anstrengung erfordern,

und der Beitrag des Beihilfeempfängers zur Finanzierung des Investitionsvorhabens

muss mindestens 25% der beihilfefähigen Kosten betragen. Schließlich müssen mit

den geförderten Investitionsvorhaben neue Dauerarbeitsplätze geschaffen oder vor-

handene gesichert werden.9 Der Fördersatz variiert in der Förderperiode 2014-2020

zwischen 15% und 35% (ab 2018 zwischen 10% und 30%), wobei für Klein- und

Mittelbetriebe höhere Fördersätze gelten als für Großunternehmen mit mehr als 250

Beschäftigten. Seit 2014 ist die Förderung von Großunternehmen ab 250 Beschäf-

tigten durch das EU-Beihilferecht generell stark beschränkt (in C-Fördergebieten ist

sie nur noch für Erstinvestitionen in neue Betriebsstätten oder bei Diversifizierung

einer bestehenden Betriebsstätte auf neue Produkte oder Prozesse möglich) und ist

sonst im Einzelfall notifizierungspflichtig. Um das Fördergefälle in den Grenzgebieten

zu Polen (die beinahe flächendeckend als A-Fördergebiet klassifiziert sind) zu verrin-

gern, wird dort der Fördersatz um 5 (bis Ende 2017) bzw. 10 Prozentpunkte (2018-

2020) erhöht.

Seit 1995 gibt es zusätzliche Förderinstrumente für KMU, die finanzielle Unterstüt-

zung in den Bereichen Beratung, Schulung, Humankapitalbildung, Forschung und

Entwicklung sowie bei der Markteinführung neuer Produkte leisten. Außerdem kann

die GRW (seit 2008) gemeinnützige außeruniversitäre Forschungseinrichtungen mit

den gleichen Fördersätzen wie die gewerbliche Wirtschaft fördern, um den Wissens-

transfer von Forschungseinrichtungen zu KMU und damit das Innovationspotenzial

und die Wettbewerbsfähigkeit von KMU zu verbessern.

Im Rahmen der ersten Förderlinie kamen mehr als 80% der GRW-Investitionsförde-

rung zwischen 1991 und 2013 dem Verarbeitenden Gewerbe zugute und hier insbe-

sondere dem Maschinenbau sowie Unternehmen, die Metallerzeugnisse oder Nah-

9
Die GRW-Mittel werden erst dann ausgezahlt, wenn die Investition abgeschlossen ist und das Unternehmen

den zugesagten Eigenanteil nachgewiesen hat. Die Einhaltung der Arbeitsplatzzusagen wird bis zu fünf Jahre
nach Auszahlung kontrolliert, bei Nichterfüllung muss die Subvention zurückgezahlt werden.
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rungs- und Futtermittel herstellen. Knapp 20% der Fördermittel werden im Bereich

Tourismus und Verkehr eingesetzt; der Handel spielt dagegen bei der Förderung

kaum eine Rolle.

Eine zweite Förderlinie der GRW (21% der Fördermittel in 2014) dient der Verbesse-

rung der gewerbenahen kommunalen Infrastruktur. Hierzu gehören Zuschüsse für

Infrastrukturinvestitionen, wie etwa die Erschließung oder Wiederherstellung von In-

dustrie- und Gewerbegebieten, die Errichtung oder der Ausbau von Verkehrsverbin-

dungen, Energie- und Wasserversorgungsleitungen sowie von Anlagen für die Be-

seitigung oder Reinigung von Abwasser und Abfall. Fördermittel können aber auch

zu Investitionen für öffentliche Einrichtungen des Tourismus sowie Einrichtungen der

beruflichen Ausbildung, Fortbildung und Umschulung genutzt werden. Der Fördersatz

für wirtschaftsnahe Infrastrukturmaßnahmen beträgt in der Regel 60%, kann aber bis

zu 90% für Investitionen betragen, die im Wege einer interkommunalen Kooperation

durchgeführt werden, sich in regionale Entwicklungsstrategien einfügen oder Alt-

Standorte wie Industrie-, Gewerbe-, Konversions- oder Verkehrsflächen revitalisieren

(Deutscher Bundestag, 2014). Förderfähig sind jedoch nur Projekte, soweit sie un-

mittelbar für die regionale Wirtschaft und das geförderte Gebiet erforderlich sind und

sofern die Versorgung weder durch die Verpflichtung öffentlicher Träger noch, z.B.

wegen mangelnder Rentabilität, durch privatwirtschaftliche Anbieter gewährleistet

wird. Zwischen 1991 und 2013 wurden 29% der Fördermittel zur Erschließung von

Industrie- und Gewerbegebieten, 18% für die Infrastruktur im Bereich Fremdenver-

kehr sowie 13% zur Errichtung oder zum Ausbau von Verkehrsverbindungen ver-

wendet.

Darüber hinaus gibt es einige weitere, kleinere Fördermaßnahmen, die die Vernet-

zung und Koordinierung dezentraler Entscheidungsträger verstärken sollen10: erstens

die Erarbeitung regionaler Entwicklungskonzepte, die konkrete Entwicklungsziele und

Förderprioritäten definieren (seit 1995), zweitens die regionale Vernetzung etwa von

touristischen Angeboten, der Aufbau branchenspezifischer Kompetenzzentren oder

der Aufbau regionaler Netzwerke von Entscheidungsträgern (seit 2000) sowie drit-

tens eine Förderung regionaler und überregionaler Kooperationen zwischen Unter-

10
Diese Fördermaßnahmen sind nicht in der Statistik der Bewilligungsbescheide ausgewiesen und daher

separat von der Mittelverteilung der beiden anderen Förderlinien zu betrachten.



15

nehmen und wirtschaftsnahen Institutionen zur Verbesserung der regionalen Wett-

bewerbsfähigkeit (seit 2005).

Nimmt man die drei Förderlinien zusammen, so wurden zwischen 1991 und 2013

89% der Fördermittel in den neuen Bundesländern verwendet (die größten Empfän-

ger waren hierbei Sachsen und Sachsen-Anhalt). Die verbliebenen 11% der Förder-

mittel flossen in die alten Bundesländer, hier vor allem nach Niedersachsen und

Nordrhein-Westfalen. Für die aktuelle Förderperiode wurde erstmals seit der Wieder-

vereinigung ein gesamtdeutsches Ranking der Arbeitsmarktregionen erstellt; von

diesem profitieren die alten Bundesländer, die in der Förderperiode 2014-2020 nun

insgesamt 20% der Fördermittel erhalten.

Für die Durchführung der GRW-Förderung und die Ausschöpfung der Bundesmittel

sind ausschließlich die Länder zuständig. Innerhalb des vorgegebenen GRW-Koordi-

nierungsrahmens können die Länder die GRW-Förderung durch ergänzende lan-

desinterne Richtlinien fokussieren, z.B. Förderschwerpunkte auf bestimmte Ziele,

Branchen oder Regionen legen. Auch ergänzen einige Bundesländer die GRW-Mittel

durch eigene Förderlinien. Ebenso wählen die Länder die förderfähigen Projekte aus,

erteilen die Bewilligungsbescheide und kontrollieren die Einhaltung der Förderkrite-

rien, etwa durch Prüfung der Verwendungsnachweise des Begünstigten.

3.3. Solidarpakt II für die neuen Bundesländer und Berlin

Seit der Wiedervereinigung werden den ostdeutschen Bundesländern und Berlin

über die GRW und den üblichen Finanzausgleich hinaus Finanzmittel zur Bewälti-

gung der Lücken in der Infrastruktur, zum Ausgleich der geringen kommunalen

Finanzkraft sowie teilungsbedingter Sonderlasten wie einer hohen strukturellen

Arbeitslosigkeit zugestanden. Basierend auf dem zwischen Bundesregierung und

Bundesländern beschlossenen Solidarpakt II werden den neuen Bundesländern und

Berlin im Rahmen des Länderfinanzausgleichs zwischen 2005 und 2019 zusätzliche

Mittel von 156 Mrd. Euro überwiesen, wobei die Zuweisungen seit 2009 degressiv

verlaufen. Korb I der Zuweisungen besteht aus Sonderbedarfs-Bundesergänzungs-

zuweisungen (SoBEZ) in Höhe von 105 Mrd. Euro, um teilungsbedingte Rückstände

bei der Infrastruktur zu beseitigen sowie die unterproportionale kommunale Finanz-

kraft auszugleichen (FAG § 11 Abs. 3). Korb II besteht aus weiteren Bundesleistun-

gen und EU-Strukturfondsmitteln in Höhe von 51 Mrd. Euro für Investitionen in Wirt-

schaft, Innovation, Verkehr, Wohnungs- und Städtebau sowie für Altlasten- und
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Standortsanierung. Die Verantwortung für die Mittelverwendung in Korb I liegt alleine

bei den ostdeutschen Bundesländern: sie berichten jährlich in einem Fortschrittsbe-

richt über die Verwendung der Mittel für Infrastrukturinvestitionen und zum Ausgleich

der schwachen kommunalen Finanzkraft sowie der Mittel für überproportionale

eigenfinanzierte Infrastrukturinvestitionen im Vergleich zu den finanzschwachen

westdeutschen Flächenländern. Außerdem berichten sie darüber, ob beim Abbau der

Infrastrukturlücke im Vergleich zu den Referenzländern Fortschritte erzielt worden

sind. Die SoBEZ- Mittel wurden vor allem bis Mitte der 2000er Jahre auch anderen

Verwendungszwecken, wie der Schuldentilgung und der Deckung laufender öffentli-

chen Ausgaben, zugeführt (Ragnitz, 2005; Seitz, 2006).

Offen ist, ob es nach Auslaufen des Solidarpaktes weitere Sondermittel für die ost-

deutschen Bundesländer und Berlin geben wird und wenn ja, wie diese institutionell

verankert werden. Zwar bestehen weiterhin Unterschiede zwischen Ost- und West-

deutschland bezüglich Arbeitslosigkeit und Höhe des Bruttoinlandsprodukts je Ein-

wohner. Eine Fortführung der SoBEZ-Mittel an die ostdeutschen Bundesländer steht

in den gegenwärtigen Verhandlungen aber starker politischer Opposition aus ande-

ren Ländern gegenüber und erscheint 30 Jahre nach der deutschen Wiedervereini-

gung in Form und Umfang schwer vermittelbar. Alternativ könnte ein vorhandener

Finanzbedarf anderweitig im neu gestalteten Finanzausgleich berücksichtigt werden.

Gegen eine solche Verankerung spricht, dass der Finanzausgleich die Einnah-

meseite der Länder anzugleichen erachtet. Besonderer Bedarf auf der Ausgaben-

seite war – mit Ausnahme der Einwohnerveredelung für Stadtstaaten – dagegen be-

wusst nicht Gegenstand des Finanzausgleichs. Es würde daher der Idee des Finanz-

ausgleichs ab 2020 widersprechen, einen durch die Teilung bedingten, dann aber

dreißig Jahre zurückliegenden Finanzierungsbedarf auf der Ausgabenseite zu be-

rücksichtigen. Darüber hinaus besteht bei allgemeinen Deckungsmitteln wie Bundes-

ergänzungszuweisungen wenig Möglichkeit von Seiten des Bundes, eine Mittelver-

wendung so zu steuern, dass sie dem Ziel des Abbaus des besonderen Finanzbe-

darfs verpflichtet ist.

Sofern ein Finanzierungsbedarf zur Beseitigung von Infrastrukturlücken über 2019

hinaus bestünde – entgegen den Erwartungen, „dass nach einer Generation, d.h. ab

2020, ein teilungsbedingter infrastruktureller Nachholbedarf nicht mehr geltend ge-

macht wird“ (Deutscher Bundestag, 2001, II, Ziffer 4) –, so spricht einiges dafür, die-
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sen Nachholbedarf, soweit hinreichend wirtschaftsnah, bei der GRW zu verankern.

Erstens könnten die GRW-Mittel zielgerichtet zur Verbesserung der wirtschaftsnahen

Infrastruktur eingesetzt werden und somit etwaige, noch bestehende Nachteile ab-

bauen. Zweitens wäre aus einer gesamtwirtschaftlichen Perspektive ebenso wün-

schenswert, dass Investitionen in die wirtschaftsnahe Infrastruktur nicht a priori auf

bestimmte Regionen festgelegt sind, sondern dorthin fließen können, wo der höchste

Ertrag der Investition zu erwarten ist – sei es nun in den west- oder ostdeutschen

Bundesländern. Ein dritter Vorteil wäre, dass eine Verankerung zusätzlicher Infra-

strukturausgaben bei der GRW eine Kontrolle auf zielgerechte Verwendung ermög-

licht und die von der Europäischen Kommission verstärkt geforderte wissenschaftli-

che Evaluierung die Steuerung und Effizienz der eingesetzten Fördermittel erheblich

verbessern kann.

3.4. Europäische Regionalförderung

Mehr und mehr ist regionale Wirtschaftsförderung – schon allein vom Volumen der

Fördermittel her – europäische Regionalpolitik geworden, insbesondere durch die

Europäischen Struktur- und Investitionsfonds (ESIF), vor allem den Europäischen

Fonds für regionale Entwicklung (EFRE), den Europäischen Sozialfonds (ESF) und

den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums

(ELER). Im Zeitraum 2014-2020 werden allein von EFRE und ESF 19 Milliarden Euro

nach Deutschland fließen, davon ca. 9,8 Mrd. in die neuen Bundesländer - ausge-

nommen die ökonomisch stärker entwickelte Region um Leipzig (Bundesministerium

für Wirtschaft und Energie, 2014).11

Dabei gab es beim Vergleich der vergangenen (2007-2013) mit der aktuellen (2014-

2020) Förderperiode eine deutliche inhaltliche Verschiebung weg vom reinen Aus-

gleichsziel („Konvergenz“) und vermehrt hin zur Stärkung von Wettbewerbsfähigkeit

und Beschäftigung („Wachstum“). Jedoch wird weiterhin ein Großteil der Fördermittel

in den ökonomisch schwächsten Regionen eingesetzt. Die neuen Förderziele orien-

tieren sich dabei vornehmlich an der Europa-2020-Strategie, die fünf Kernziele ver-

folgt: die Erhöhung der Beschäftigung (auf 75% aller 20-64-Jährigen) und der Inves-

titionen in Forschung und Entwicklung (auf 3% des BIP in der EU), die Verringerung

11
Deutschland erhält dagegen seit 2007 keine Mittel mehr aus dem Kohäsionsfonds, der Investitionen in

Infrastruktur und Umweltprojekte fördert. Jedoch erhalten alle ostdeutschen Regionen (mit Ausnahme der
Region Leipzig) in der Periode 2014-2020 noch so genannte Übergangshilfen, die mindestens zwei Drittel der
Zuweisungen der Förderperiode 2007-2013 umfassen.
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der Treibhausgasemissionen, die Steigerung der Erzeugung erneuerbarer Energien

und der Energieeffizienz; die Verbesserung der Humankapitalbildung (Reduzierung

der Schulabbrecherquote auf unter 10% und eine Steigerung des Anteils der 30-34-

Jährigen mit Hochschulabschluss auf 40%) sowie die Reduktion von Armut und sozi-

aler Ausgrenzung (um 20 Millionen Personen in der gesamten EU). Dabei sollen zwi-

schen 50% und 80% der EFRE-Mittel für zwei der folgenden Förderziele eingesetzt

werden: Forschung und Innovation, die digitale Agenda, die Förderung von KMU und

eine energieeffiziente, CO2-arme Wirtschaft.12 Der ESF hat in Deutschland gegen-

wärtig drei Schwerpunkte: Beschäftigung und Mobilität der Arbeitskräfte, Investitio-

nen in Bildung und Qualifikation und soziale Eingliederung und Armutsbekämpfung,

wobei 20% der Fördermittel für den letzten Schwerpunkt vorgesehen sind.

Ländliche Regionen werden gezielt im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP)

gefördert, die 2014-2020 noch ca. 38% des gesamten EU-Haushalts ausmacht. Der

Europäische Garantiefonds für die Landwirtschaft(EGFL), der etwa 30% des EU-

Budgets einnimmt, gewährt Direktzahlungen (ohne nationale Kofinanzierung) an

Landwirte im Rahmen der Gemeinsamen EU-Agrarpolitik, die ländliche Regionen

finanziell besser stellt. Der finanziell kleinere Europäische Landwirtschaftsfonds für

die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER), der eine nationale Kofinanzierung

vorsieht, fördert Maßnahmen zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit von Land-

und Forstwirtschaft, zur Verbesserung des Umwelt- und Tierschutzes in der Land-

schaft sowie zur Steigerung der Lebensqualität im ländlichen Raum und zur Diversifi-

zierung der ländlichen Wirtschaft.

Die EU-Regionalförderung sowie der ELER bedingen eine Kofinanzierung durch das

Empfängerland. In Deutschland wird die Kofinanzierung vor allem aus den Landes-

und Kommunalhaushalten bestritten. Die Höhe der Kofinanzierung soll sich an der

wirtschaftlichen, sozialen und geographischen Lage der geförderten Region orientie-

ren, wobei für die weiter entwickelten Regionen in der aktuellen Förderperiode eine

Kofinanzierungsrate zwischen 50% und 75% angestrebt wird. Empirisch hat die Kofi-

nanzierungsrate über die Zeit zugenommen, besonders in Regionen mit niedrigem

Pro-Kopf-Einkommen, kleinem Dienstleistungssektor und schlechter Infrastruktur.

12
Die Fördergebiete für die ESIF werden auf der Ebene von NUTS2-Regionen definiert (siehe S. 10, Fußnote 6).
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Die konkrete Auswahl und Implementierung der Projekte, deren Verwaltung und das

Monitoring der EU-Regionalförderung liegt bei den Mitgliedsstaaten bzw. ihren Regi-

onen. Die Mitgliedsstaaten verhandeln mit der Europäischen Kommission in der nati-

onalen Gesamtstrategie (Partnerschaftsvereinbarung), welche konkreten Ziele und

inhaltlichen Schwerpunkte mit den verfügbaren EU-Mitteln im Mitgliedsstaat insge-

samt verfolgt werden sollen. Für die konkrete Implementierung über die Operatio-

nellen Programme sind in Deutschland, wie auch bei der Durchführung der regiona-

len Wirtschaftspolitik, die Bundesländer verantwortlich (Ausnahme ist das ESF-Bun-

desprogramm).

IV. Empirische Evidenz zur gegenwärtigen Förderungspraxis
Regionale Wirtschaftsförderung kann im besten Fall den Strukturwandel unterstüt-

zen, kann aber auch nicht-zukunftsfähige Strukturen zementieren und zu Subventi-

onswettlauf führen. Umso wichtiger ist es, dass regionale Strukturpolitik wissen-

schaftlich begleitet und ex post evaluiert wird, um diejenigen Förderlinien und -pro-

jekte mit Wachstumspotentialen, die ex ante nur schwer zu identifizieren sind, von

denen zu unterscheiden, die mehrheitlich zu Subventionswettbewerb, Mitnahme- und

Verlagerungseffekten führen. Eine solche wissenschaftliche Evaluierungspraxis wird

schon seit längerem sehr erfolgreich im Bereich der aktiven Arbeitsmarktpolitik prak-

tiziert. Jedoch sieht sich die Evaluierung im Bereich der regionalen Strukturpolitik

besonderen Herausforderungen gegenüber. Die Vielzahl der Förderprogramme führt

häufig zu inhaltlichen und räumlichen Überschneidungen (etwa durch Kofinanzie-

rungsanforderungen), was eine Zuordnung der Effekte zu einer konkreten Förder-

maßnahme sowie eine Beurteilung der Effizienz der eingesetzten Fördermittel erheb-

lich erschwert. Zudem sind die Auswirkungen regionalpolitischer Maßnahmen oftmals

quantitativ schwer zu erfassen, etwa weil sie über die geförderte Region hinaus wir-

ken (z.B. durch Verlagerungseffekte oder überregionale Externalitäten), wirtschaftli-

che Indikatoren sehr unterschiedlich beeinflussen können (etwa Investitionen erhö-

hen, aber Beschäftigung verringern) oder weil das vorhandene Datenmaterial öko-

nometrisch anspruchsvolle und detaillierte Kosten-Nutzen-Analysen einer Förder-

maßnahme nur bedingt erlaubt. Mithilfe neuer mikroökonometrischer Methoden und

durch Nutzung der nun verfügbaren großen administrativen Datensätze kann die be-

stehende Evaluierungspraxis in Deutschland aber erheblich verbessert werden.
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4.1. Europäische Regionalförderung

Die Rolle der Europäischen Union in der regionalen Wirtschaftsförderung ist zwie-

spältig zu beurteilen. Auf der einen Seite schränkt die Kommission über das Beihilfe-

recht die nationale und subnationale Förderung stark ein; auf der anderen Seite wer-

den über ESIF und GAP große Teile des EU-Budgets in Form von regionalen Sub-

ventionen vor allem an die ökonomisch schwächeren oder ländlichen Regionen mit

der Zielsetzung wirtschaftlicher Konvergenz zwischen den Regionen verteilt. Eine

solche Verschiebung der Ressourcen und Kompetenzen auf die europäische Ebene

erscheint dann sinnvoll, wenn die Fördermittel auf der EU-Ebene besonders effektiv

eingesetzt werden können und damit einen höheren Ertrag liefern, als dies bei natio-

nalen oder subnationalen Fördermitteln der Fall wäre. Trotz erheblicher Fördersum-

men ist die europäische Regionalförderung jedoch dem vor 2014 dominanten Ziel

regionaler Konvergenz weder sehr viel nähergekommen, noch sind die Fördermittel

besonders effizient eingesetzt worden.

Eine wirtschaftliche Konvergenz zwischen den EU-Regionen und die damit einherge-

hende Entballung wirtschaftlicher Aktivitäten ist, wie schon im 2. Kapitel erörtert, bei

hinreichend niedrigen Transportkosten abzulehnen, da dies zum Verlust von Agglo-

merationsvorteilen und zu Wohlfahrtsverlusten in der EU führt. Gerade der durch die

EU lange geförderte Ausbau des Verkehrsnetzes trägt aber zur Senkung der Trans-

portkosten bei, was die Agglomeration wirtschaftlicher Aktivitäten bei positiven

Externalitäten tendenziell noch verstärkt. Ebenso erhöht die Förderung von lokalem

Humankapital in strukturschwachen Regionen die Mobilität der Arbeitnehmer (da

Hochqualifizierte geographisch mobiler sind), was Abwanderungsbewegungen ten-

denziell verstärkt und nicht verringert.

Viele der makroökonomischen Studien kommen zu dem Schluss, dass das regionale

Einkommen pro Kopf und die Arbeitsproduktivität zwischen den EU-Mitgliedsstaaten

über die letzten drei Jahrzehnte nur wenig konvergiert sind. Konvergenzprozesse

finden vornehmlich innerhalb von Ländergruppen der EU (etwa Westeuropa, Südeu-

ropa oder Osteuropa) statt, sind zwischen den unterschiedlichen Gruppen aber ge-

ring (z.B. Borsi und Metiu, 2013). Insbesondere finden die meisten Studien keinen

signifikanten Einfluss der EU-Regionalförderung auf die Konvergenzprozesse inner-

halb der EU (Boldrin und Canova, 2001; Breidenbach, Mitze und Schmidt, 2011;

Ederveen, de Groot and Nahuis, 2006). Dies ist angesichts der in der Förderung zu

Tage tretenden Zielkonflikte nicht verwunderlich.
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Neuere mikroökonometrische Evaluationsstudien der EU-Regionalförderung weisen

aber zumindest lokale Wachstumsimpulse nach; so stieg das Bruttoinlandsprodukt

(BIP) in den geförderten Regionen innerhalb einer 7-jährigen Förderperiode um zu-

sätzliche 1,3-1,6 Prozentpunkte. Allerdings treten Zielkonflikte auf, da gleichzeitig

keine positiven Beschäftigungseffekte der Förderung identifiziert wurden. Stellt man

die eingesetzten Fördermittel den erzielten Wachstumseffekten in den Regionen ge-

genüber, ergibt sich ein positiver Saldo, d.h. die erzielten Wachstumseffekte über-

steigen die eingesetzten Fördermittel. Im Durchschnitt hat jeder Euro Förderung ei-

nen Anstieg des BIP im Wert von 1,2 Euro erzeugt (Becker, Egger und von Ehrlich,

2010). Lokale Wachstumseffekte der EU-Förderung finden sich jedoch nur in Regio-

nen mit guter Humankapitalausstattung und einer effizienten Verwaltung. Während

das nur auf 47% der (von 1989-2006) geförderten Regionen in der EU zutraf, sind

diese Voraussetzungen in den förderfähigen Regionen Deutschlands gegeben, so

dass hier von einem positiven Fördereffekt auszugehen ist (Becker, Egger und von

Ehrlich, 2013b).13 Positives Wachstum ergibt sich ebenso nur dann, wenn die EU-

Förderung – wie in vielen Regionen Deutschlands – relativ gering ist. Demnach be-

wirken EFRE-Fördermittel, die 1,3% des regionalen BIP überschreiten, keine positi-

ven lokalen Wachstumseffekte (Becker, Egger und von Ehrlich, 2013a). Dies könnte

u.a. damit zusammenhängen, dass die Kapazität der lokalen Administration, geeig-

nete Projekte zu identifizieren und die Fördergelder effektiv zu verwalten, begrenzt

ist. Legt man das strengere Effizienzkriterium an die EU-Förderung zugrunde (d.h.

die Wachstumseffekte sollten die Kosten der Förderung überschreiten), so wäre eine

Förderung nur noch in Regionen mit einer Förderhöhe von weniger als 0,4% des re-

gionalen BIP zu rechtfertigen. Nimmt man als Maßstab die Steigerung des Produkti-

onspotentials zusammen mit dem Effizienzkriterium an, so haben in den vergange-

nen Förderperioden 18% (keine Wachstumseffekte) und 36% (Multiplikator kleiner

als eins) der Regionen in Europa eine zu hohe Förderung erhalten (Becker et al.,

2013a).

Insgesamt ist daher die EU-Förderung nicht nur in ihrer bisherigen Zielsetzung, son-

dern auch in ihren Wirkungen durchaus kritisch zu sehen. Trotz eines erheblichen

Fördervolumens wurde die politisch motivierte Konvergenz der Regionen nur bedingt

13
Ederveen et al. (2006) kommen auf der Basis von Paneldaten zu Wirtschaftswachstum und Fördermitteln der

europäischen Staaten zu einer ähnlichen Schlussfolgerung.
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erzielt. Mehr noch, der Nutzen der Förderung, vor allem in den administrativ und

ökonomisch schwächsten Regionen, ist fragwürdig und widerspricht dem Prinzip der

Wirtschaftlichkeit, wonach der Nutzen die Förderkosten übersteigen sollte. Insofern

ist die für den Zeitraum 2014-2020 beschlossene neue Schwerpunktsetzung im Be-

reich Forschung und Entwicklung, Bildung, sowie Umwelt und Energie positiv zu be-

werten, da sie verstärkt investiven Charakter hat und von den strukturschwachen

Regionen einfordert, auf lokale Wachstumspotentiale und mögliche Agglomerations-

effekte zu setzen, statt existierende Strukturen durch Dauersubventionen zu zemen-

tieren. Das Beispiel Finnland zeigt, dass eine F&E-Förderung sogar in dünn besie-

delten Regionen hohe Erträge erbringen kann. Dort wurden nach dem EU-Beitritt

Finnlands für jeden Euro Fördersumme 1,4 Euro an zusätzlichen F&E-Ausgaben von

Firmen geleistet, was sich wiederum positiv auf die lokale Beschäftigung und den

Unternehmensumsatz sowie nach drei Jahren auch auf die Firmenproduktivität aus-

gewirkt hat (Einiö, 2014).

4.2. GRW-Förderung betrieblicher Investitionen und lokaler Infrastruktur

Die betriebliche Investitionsförderung der GRW ist hingegen eher positiv beurteilt

worden. Die meisten Studien kommen zu dem Schluss, dass die betriebliche Investi-

tionsförderung in Deutschland mit Investitionen (z.B. Bade und Alm, 2010; Schalk

und Untiedt, 2000), Wachstum (z.B. Alecke, Mitze und Untiedt, 2013; Eckey und

Kosfeld, 2005) und – in geringerem Maße – auch der Schaffung und Erhaltung von

Arbeitsplätzen in den geförderten Betrieben einhergeht (z.B. Bade und Alm, 2010;

von Ehrlich und Seidel, 2015). Jedoch bleiben bei der Bewertung der betrieblichen

Investitionsförderung Mitnahme- und Verlagerungseffekte zumeist unberücksichtigt.

Werden räumliche Verlagerungseffekte bei der Investitionsförderung berücksichtigt,

sind die positiven Effekte wesentlich kleiner (Alecke et al., 2013; von Ehrlich und

Seidel, 2015). Das würde bedeuten, dass die Investitionsförderung vornehmlich zu

einem Standortwettbewerb zwischen benachbarten Regionen führt, der nur geringe

Wachstumsimpulse für die Volkswirtschaft als Ganzes hervorbringt.14 Untersuchun-

gen, die das tatsächlich getätigte Investitionsvolumen in den Betrieben dem ge-

schätzten, durch die Förderung induzierten Investitionsvolumen gegenüberstellen,

14
Zählt man noch die Schattenkosten der Besteuerung sowie den unproduktiven Wettbewerb um

Subventionen zwischen Betrieben hinzu, erscheint es zumindest fraglich, ob der Nettoeffekt der betrieblichen
Investitionsförderung positiv ist. Aufgrund dieser Probleme betrachtet eine Minderheit des Beirats die
Förderlinie an private Unternehmen als problematisch.
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gehen davon aus, dass bis zu 80% der Betriebe die Investitionen auch ohne Förde-

rung durch die GRW durchgeführt hätten (Lammers und Niebuhr, 2002). Schließlich

lassen sich aus den bestehenden Studien keine Schlüsse über die Effizienz der ein-

gesetzten Fördermittel ziehen.

Die wichtigste Herausforderung für die künftige Evaluierungspraxis der GRW ist die

Identifizierung kausaler Effekte der Investitionsförderung, die bislang weitgehend

unberücksichtigt blieben. So ist in den vorliegenden Studien oft unklar, ob die GRW-

Förderung zusätzliche Investitionen und lokales Wachstum hervorbringt; oder ob die

Betriebe ein Investitionsprojekt nicht allein aufgrund der zu erwartenden Rendite –

auch ohne GRW-Förderung - durchgeführt hätten. Im ersten Fall würden die finanzi-

ellen Fördermittel effektiv lokales Wachstum hervorrufen; im zweiten Fall würde es

sich um reine Mitnahmeeffekte handeln. Erste Ansätze zu einer evidenzbasierten

Evaluierung der GRW finden sich in einigen neueren Studien, die positive Effekte der

Investitionsförderung konstatieren (Bade und Alm, 2010; von Ehrlich und Seidel,

2015). Jedoch ist hier das Potential an vorhandenen administrativen Daten und

Methoden noch lange nicht ausgeschöpft, so dass fundierte Aussagen über die mit-

tel- und langfristige Wirkung der Investitionsförderung auf die geförderten Betriebe

und Regionen, aber auch über potentiell negative Effekte auf benachbarte Regionen

noch ausstehen.

Studien zur regionalen Wirtschaftsförderung in anderen europäischen Ländern kön-

nen hier wichtige Ansatzpunkte für die Bewertung und künftige Evaluierungspraxis in

Deutschland liefern. Eine Studie der regionalen Wirtschaftsförderung im Vereinigten

Königreich, wo ähnlich der GRW betriebliche Investitionen subventioniert werden,

nutzt Veränderungen der Förderkriterien und Förderhöhen der EU zu Beginn einer

neuen Förderperiode als Instrument für die tatsächliche Förderung eines Betriebes

(Criscuolo, Martin, Overman und von Reenen, 2012). Öffentliche Subventionen von

10% der Investitionsausgaben erhöhen hier die Beschäftigung um 7% (und verrin-

gern die regionale Arbeitslosigkeit), davon etwa die Hälfte in bereits bestehenden

Firmen. Jedoch sind auch hier Zielkonflikte zu beobachten: da die geförderten Be-

triebe eine unterdurchschnittliche Produktivität (und keine Produktivitätszuwächse)

aufweisen, verringert sich durch die Förderung die gesamtwirtschaftliche Durch-

schnittsproduktivität eines Arbeitnehmers. Und sowohl in Italien wie auch Großbri-

tannien sind die Beschäftigungseffekte für kleinere Firmen am stärksten (Bronzini
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und de Blasio, 2006; Criscuolo et al., 2012); jedoch entstehen durch kleine Firmen

gerade keine regionalen Wachstumskerne, die positive Externalitäten für die Region

erwarten lassen.

Schließlich erzeugt die Investitionsförderung vor allem in den Regionen positive Im-

pulse, die geographisch und verkehrstechnisch gut mit anderen Regionen vernetzt

sind. Dies zeigt eine Evaluation der französischen Regionalpolitik (Briand,

Lafourcade und Schmutz, 2015), die Firmen im Fördergebiet, den so genannten

Zones Franches Urbaines, erhebliche Steuererleichterungen gewährt sowie Lohnne-

benkosten (durch Aussetzung des Arbeitnehmeranteils der Sozialversicherungsbei-

träge für Beschäftigte) über mehrere Jahre senkt. Für die empirische Analyse nutzen

die Autoren die Tatsache, dass die französische Regierung aus einer großen Anzahl

förderfähiger Gebiete zunächst diejenigen ausgewählt hat, die zu einer gleichmäßi-

geren geographischen Verteilung der Fördergebiete beitragen; in einem späteren

Schritt wurden dann weitere förderfähige Gebiete ausgewählt. Empirisch zeigt sich,

dass eine Förderregion trotz geringer Wirtschaftskraft (gemessen u.a. an der

Arbeitslosenquote, dem Anteil von Niedrigqualifizierten und dem lokalen Steuerauf-

kommen) dann erfolgreich neue Firmen anlocken kann, wenn sie geographisch nah

an den Ballungszentren liegt oder verkehrstechnisch gut erreichbar ist. In entlegenen

Regionen führt die großzügige Förderung hingegen zu keiner Mehransiedlung von

Firmen. Dies unterstreicht, dass die Wettbewerbsfähigkeit einer Region wesentlich

von attraktiven Rahmenbedingungen wie guter Verkehrsinfrastruktur und Kommuni-

kationsnetzen abhängt.

Im Unterschied zur betrieblichen Investitionsförderung liegen zu den Wirkungen der

lokalen Infrastrukturförderung im Rahmen der GRW bislang nur deskriptive Studien

für einzelne Bundesländer vor (siehe Institut für Wirtschaftsforschung Halle, 2012 für

Sachsen; Gesellschaft für Finanz- und Regionalanalysen und Gesellschaft für Regio-

nalberatung, 2004 für Thüringen). Wissenschaftliche Evaluierungen der Infrastruk-

turförderung und der neueren, vor allem nicht-investiven Maßnahmen existieren da-

gegen bisher nicht.

Zwar gibt es viele Studien zu den Wachstums- und Beschäftigungseffekten allgemei-

ner öffentlicher Infrastrukturinvestitionen, jedoch beziehen sich diese zumeist auf

große Bauprojekte wie den (Aus-)Bau überregionaler Autobahnen oder (inter-) natio-

naler Eisenbahnnetze, die bei der kommunalen Infrastruktur kaum eine Rolle spielen
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(Ragnitz et al., 2013; Pereira und Andraz, 2013; Romp und de Haan, 2007). Auf der

Basis verschiedener Schätzansätze kommt die Literatur zu dem Ergebnis, dass eine

Erhöhung der öffentlichen Verkehrsinfrastrukturinvestitionen von 10% zu zusätzli-

chem Wachstum von 1-2% führt, trotz etwaiger Abwanderungs- oder Agglomerati-

onseffekte. Die Effekte von Infrastrukturinvestitionen sind wiederum sehr unter-

schiedlich verteilt: besonders wirksam scheinen sie für Firmen im Verarbeitenden

Gewerbe zu sein, die mehrheitlich für den nationalen oder internationalen Markt pro-

duzieren und damit von gesunkenen Transportkosten besonders profitieren. Dage-

gen lassen sich kaum Effekte für die Dienstleistungsbranche nachweisen, die ihre

Leistungen meist für den lokalen Markt anbietet. Evaluierungsstudien zur Effizienz

einer Infrastrukturförderung, die die Wachstumsimpulse den eingesetzten Förder-

mitteln gegenüberstellen, gibt es kaum. Eine Studie für die USA kommt indes zu dem

Schluss, dass langfristige öffentliche Infrastrukturinvestitionen (im Zuge des

Tennessee Valley Authority Programms, das 1933 begann) nicht nur zu mehr Be-

schäftigungs- und Lohnwachstum im Verarbeitenden Gewerbe geführt haben, son-

dern dass die Förderung kosteneffizient war, d.h. die Wachstumseffekte größer wa-

ren als die eingesetzten Fördermittel (Kline und Moretti, 2014). Auch hier fanden sich

keine gesamtwirtschaftlichen Wachstumseffekte, da die positiven Impulse im Förder-

gebiet durch negative Verlagerungseffekte in anderen Teilen des Landes ausgegli-

chen wurden.

Aus den empirischen Studien lassen sich drei Schlussfolgerungen ziehen: Der Ver-

such, mittels staatlicher Förderung die wirtschaftliche Konvergenz zwischen Regio-

nen zu beschleunigen, ist sowohl konzeptionell wie auch aus der EU-Fördererfah-

rung der vergangenen Jahrzehnte kritisch zu beurteilen. Zweitens erzeugt die euro-

päische und nationale Regionalförderung allenfalls lokal Wachstum und höhere Ein-

kommen, gesamtwirtschaftlich lassen sich hingegen keine oder sogar leicht negative

Produktivitätseffekte feststellen. Drittens besteht ein erheblicher Bedarf an Studien,

die alle Förderinstrumente der GRW, insbesondere die Infrastrukturförderung, eva-

luieren und in ihrer Analyse auch Mitnahme- und Verlagerungseffekte sowie Effizien-

zaspekte berücksichtigen. Die Erfahrung aus der aktiven Arbeitsmarktpolitik zeigt,

dass eine überzeugende und regelmäßige Evaluierungspraxis zentral ist, um die ak-

tuelle Förderpraxis kontinuierlich zu verbessern und sich verändernden wirtschaftli-

chen und regulatorischen Rahmenbedingungen anzupassen.
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V. Schlussfolgerungen und Empfehlungen des Beirats
Die wichtigste Aufgabe regionaler Wirtschaftsförderung sollte es sein, Regionen tem-

porär bei der Strukturanpassung an sich wandelnde Rahmenbedingungen zu unter-

stützen. Eine Dauersubvention strukturschwacher Regionen ist dagegen abzulehnen,

da sie einen Subventionswettlauf begünstigt und überholte Strukturen zementiert, die

wirtschaftliche Situation einer Region jedoch nicht nachhaltig verbessert.

In der Praxis ist der Wirkungsradius regionaler Wirtschaftsförderung notwendiger-

weise begrenzt, da die durch Förderung geschaffenen Anreize, wie etwa Verlage-

rungs- und Mitnahmeeffekte, die Effektivität und Effizienz eben dieser Förderung ein-

schränken. Um Regionen bei der Strukturanpassung an neue Bedingungen zu unter-

stützen, empfiehlt der Beirat eine Reihe von Maßnahmen zur Verbesserung der

Ziele, Förderpraxis und Evaluierung der regionalen Wirtschaftsförderung in Deutsch-

land.

Für die Förderziele der Gemeinschaftsaufgabe Regionale Wirtschaftsförderung

(GRW) empfiehlt der Beirat:

• Statt durch Sonderergänzungszuweisungen des Bundes im Rahmen der Neu-

ordnung des Länderfinanzausgleichs sollten in den neuen Ländern noch be-

stehende Defizite in der Infrastruktur und strukturelle Arbeitslosigkeit durch

GRW-Fördermaßnahmen beseitigt werden, sofern sie sich in einem geogra-

phisch neutralen Auswahlverfahren, d.h. unabhängig von der Zuordnung zu

West- oder Ostdeutschland, als förderfähig erweisen. Ein Vorteil eines solchen

Verfahrens ist, dass Fördermittel dann explizit an Infrastrukturinvestitionen,

betriebliche Investitionen und die Schaffung von Arbeitsplätzen gebunden wä-

ren. Zweitens würden die Fördermittel nicht mehr nach geographischen Krite-

rien verteilt, sondern je nach Bedarf in den ausgewiesenen Fördergebieten.

Die vom Beirat empfohlene Verbesserung der Evaluierungspraxis der GRW

(siehe unten) könnte dann genutzt werden, um auch diese Fördermittel auf

ihre Wirksamkeit und Effizienz hin zu überprüfen. Eine solche Neuordnung

verspricht eine deutliche Verbesserung in der Zielorientierung der Förderung

wie auch in ihrer Wirtschaftlichkeit und Wirksamkeit.

• Die GRW-Förderung sollte die durch Änderungen im EU-Beihilferecht

geschaffenen Möglichkeiten zur Förderung der lokalen Infrastruktur verstärkt

nutzen. Dazu sollte der Katalog der förderbaren Infrastrukturmaßnahmen um
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die lokale Verkehrsinfrastruktur und Kommunikationsnetze erweitert werden.

Eine stärkere Förderung der lokalen Infrastruktur bietet mehrere Vorteile:

erstens werden dadurch keine privaten Investitionen verdrängt, sondern im

Gegenteil Anreize für Investitionen in Unternehmen und Arbeitsplätze ge-

schaffen. Zweitens können durch die Verbesserung der lokalen Rahmenbe-

dingungen strukturschwache Regionen besser mit anderen Regionen um die

Standortentscheidung von Unternehmen konkurrieren. Drittens kann eine sol-

che Förderung nicht nur verbliebene teilungsbedingte Defizite in der Infra-

struktur reduzieren, sondern auch der niedrigen kommunalen Investitions-

quote (die möglicherweise durch die Schuldenbremse noch verschärft werden

könnte) entgegenwirken.15

Für die Evaluierung der GRW-Fördermaßnahmenempfiehlt der Beirat:

• eine sorgfältige Erfassung der Informationen zur EU-Förderung, GRW-Förde-

rung und der wichtigen länderspezifischen Förderprogramme. Wichtig ist hier

zunächst eine zuverlässige Identifizierung der geförderten Betriebe, die leicht

mit anderen Datenquellen (wie dem am Institut für Arbeitsmarkt- und Berufs-

forschung (IAB) durchgeführten Betriebspanel oder anderen Unternehmens-

daten) verknüpft werden können. Die Förderinformationen sollten dabei so

aufbereitet sein, dass klar ersichtlich ist, welcher Betrieb in einem Unterneh-

men tatsächlich eine Förderung erhält. Ebenso sollten bei der Förderung von

Kommunen oder Kooperationen zwischen Kommunen genaue Förderinforma-

tionen über Art, Höhe und Dauer der Förderung erfasst werden.

• die Aufbereitung einer Datenbasis über die Ergebnisvariablen, die je nach För-

derinstrument unterschiedlich sein müssen. Für die Evaluierung der betriebli-

chen Förderung sind sowohl betriebsspezifische Informationen zu Investitio-

nen, Beschäftigung und Produktivität wie auch regionale Informationen zum

Einkommen und der Bruttowertschöpfung über eine ausreichend lange Zeitpe-

riode erforderlich. Für die lokale Infrastrukturförderung bieten sich zusätzliche

regionale Indikatoren zur Bruttowertschöpfung und Infrastrukturausstattung an

(ggf. angelehnt an den für die Abgrenzung der Fördergebiete verwendeten Inf-

15
Eine Minderheit des Beirats ist der Auffassung, dass im Rahmen der lokalen Infrastrukturförderung nicht auf

Landesebene, sondern auf der Ebene der Cluster (Zweckverbände der Gemeinden) über die Verwendung der
Mittel für konkrete Infrastrukturprojekte entschieden werden sollte.
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rastrukturindikator). Darüber hinaus sollte für die Datenbasis eine breite Pa-

lette an Kontrollvariablen der Betriebe und Kommunen (sowohl der geförder-

ten Gruppe als auch einer nicht geförderten Kontrollgruppe) zur Verfügung

stehen, um die Ergebnisvariablen im Hinblick auf anderweitige Einflüsse zu

korrigieren, die sonst die Schätzergebnisse verzerren.

• Schon vor der Evaluierung sollte festgelegt werden, wie geeignete Kontroll-

gruppen gefunden werden können. Kontrollgruppen ähnlicher Betriebe und

Gemeinden sind zentral, um die kontrafaktische Entwicklung der geförderten

Betriebe und Kommunen abzubilden und konjunkturelle und andere, etwa

sektorale Einflüsse kontrollieren zu können. Anderenfalls würde eine positive

(negative) konjunkturelle Entwicklung in den Förderregionen fälschlicherweise

der regionalen Förderung zugeschrieben. Aufgrund ihrer hohen Validität sind

hier experimentelle Designs empfehlenswert. Zum Beispiel könnte die Imple-

mentierung der Förderung bei begrenzten Fördermitteln sequentiell erfolgen,

so dass unter allen förderfähigen Betrieben (oder Kommunen) per Zufallsaus-

wahl Betriebe und Kommunen ausgewählt werden, die die Förderung sofort

erhalten, während andere Betriebe (oder Kommunen) die Förderung zeitlich

leicht versetzt erhalten. Die zufällig zur späteren Förderung ausgewählten

Projekte können dann als Kontrollgruppe für die sofort geförderten Projekte

verwendet werden. Bei der Anwendung nicht-experimenteller Methoden wie

Matching oder Regressions-Diskontinuitäts-Ansätze muss darauf geachtet

werden, dass Verlagerungs- und Mitnahmeeffekte in der Evaluierung Berück-

sichtigung finden (Wissenschaftlicher Beirat des Bundesministeriums für Wirt-

schaft und Energie, 2013).

• Bei der Evaluierung sollte zudem die Effizienz der Fördermaßnahme explizit

als Ergebnisgröße ermittelt werden, indem die Kosten dem volkswirtschaftli-

chen Nutzen einer Fördermaßnahme gegenübergestellt werden.

Bei der Festlegung der Fördergebietedurch die GRW empfiehlt der Beirat:

• die Methodik zur Verknüpfung und Gewichtung der einzelnen Indikatoren

transparent und für die Öffentlichkeit verfügbar zu machen.

• bei den Indikatoren für die Strukturschwäche einer Region ein stärkeres Ge-

wicht auf das Durchschnittseinkommen in einer Region zu legen.
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• statt der bisher verwendeten Verknüpfung der Einzelindikatoren, die wenig

Substitution zwischen den Einzelindikatoren zulässt, eine Verknüpfungsme-

thode zu verwenden, die besser der Tatsache Rechnung trägt, dass Regionen

Strukturschwächen bei einem Indikator durch Stärken bei anderen Indikatoren

auszugleichen vermögen.

Berlin, den 25. Juni 2015

Der Vorsitzende des Wissenschaftlichen Beirats

beim Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Prof. Dr. Hans Gersbach
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